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Alle Kinder in die Regelklasse?
In der Bevölkerung bröckelt der Rückhalt für die integrative Schule

DANIEL GERNY

Die integrative Schule gehört seit Jah-
ren zu den Reizthemen im Bildungs-
bereich. Nach 2005 setzte sich in der
Schweiz mehr und mehr die Idee
durch, dass auch verhaltensauffällige,
lernschwache und behinderte Kinder
Regelklassen besuchen sollen. Indivi-
duell abgestimmte Fördermassnahmen
sollten dies ermöglichen.

2007 bildeten die Kantone dafür so-
gar ein eigenes Sonderpädagogik-Kon-
kordat, dem inzwischen 16 Kantone
beigetreten sind. Es sieht vor, dass im
sonderpädagogischen Bereich inte-
grierende den separierenden Massnah-
men vorgezogen werden. Die einstigen
Klein- und Förderklassen wurden damit
zum grössten Teil abgeschafft.

Doch die Zweifel am Konzept sind
nie ganz abgerissen, und in den vergan-
genen Jahren kochte die Diskussion er-
neut hoch. Im Kanton Basel-Stadt hat
ein überparteiliches Komitee sogar eine
Volksinitiative zur Wiedereinführung
von Kleinklassen gestartet, die es neu
Förderklassen nennt.

Nur 22 Prozent klar dafür

Auch in anderen Kantonen wurden
Vorstösse eingereicht, die in diese
Richtung zielen. Viele Lehrerinnen
und Lehrer fühlen sich zudem als Folge
der hohen Anforderungen, die die
integrative Schule mit sich bringt,
alleingelassen.

Nun zeigt sich: In der Bevölkerung
ist der Rückhalt für das Konzept trotz
den Diskussionen der letzten Zeit noch

immer vorhanden – zumindest teil-
weise. Zu diesem Schluss kommt eine
Umfrage zur Zukunft der Schule in
der Schweiz, die das Forschungsinsti-
tut Sotomo in Zusammenarbeit mit der
Stiftung Mercator durchgeführt hat.

Befragt wurden rund 7700 Einwoh-
nerinnen und Einwohner der Schweiz
ab 16 Jahren.Die Ergebnisse sind nach
Angaben von Sotomo so gewichtet
worden, dass die Aussagekraft reprä-
sentativ ist. Die Befragung fand in
Form von Online-Interviews statt.

Die Studie gibt erstmals Hinweise
darauf, wie die Bevölkerung zur unter
Beschuss geratenen integrativen Schule
steht – und wie die Ausgangslage vor
allfälligen Volksabstimmungen aus-
sieht.Danach stimmte zwar eine Mehr-
heit von 57 Prozent dem Konzept zu,

bei dem unterschiedlich leistungsstarke
Kinder in der gleichen Klasse integriert
werden. Klar dafür sind allerdings nur
gut 22 Prozent,während 35 Prozent nur
«eher Ja» sagen.

Grosse Skepsis bei Bürgerlichen

Gleichzeitig hängt die Zustimmung
stark von der Parteipräferenz ab. In
der Gruppe der Personen, die sich dem
linken Lager zuordnen, ist eine klare
Mehrheit (76 Prozent) zumindest eher
für die integrative Schule. ImMitte-La-
ger sinkt die Zustimmung auf 51 und
bei den Anhängern der rechten Par-
teien auf nur noch 42 Prozent.

Und es gibt weitere Unterschiede:
Frauen, jüngere Personen und Perso-
nen ohne höheren Bildungsabschluss

sind positiver eingestellt als Männer,
Personen über 35 Jahren und Perso-
nen mit besserer Bildung. Keine Aus-
sage macht die Studie dazu, wie die
Einstellung bei Personen ist, die selber
Kinder in der Schule haben.

Während die integrative Schule nur
auf begrenzte Zustimmung stösst, ist
ein anderes Element des zeitgemäs-
sen Schulalltags deutlich weniger um-
stritten: Über 70 Prozent der Befrag-
ten sind (eher) der Ansicht, Schulen
müssten flächendeckend Tagesstruk-
turen mit Blockzeiten inklusive Mit-
tagessen und Hausaufgabenbetreu-
ung anbieten. Es gibt keine Gruppe –
weder in Bezug auf Geschlecht, Alter,
Parteipräferenz oder Siedlungstyp –, in
der diese Forderung keine klare Mehr-
heit hat. Überraschend erscheint, dass
Befragte über 55 Jahren, die sel-
ber kaum mehr schulpflichtige Kin-
der haben, in Bezug auf Tagesschu-
len etwas höhere Zustimmungswerte
haben als jüngere Personen.

Die Studie bestätigt sonst aber vie-
les, was in den Bildungsdebatten der
vergangenen Jahre immer wieder zum
Ausdruck gekommen ist: Freude am
Lernen undWissensvermittlung sind in
den Augen der Befragten die wichtigs-
ten Erwartungen, Noten sollen nicht
abgeschafft werden, und Präsenzunter-
richt gilt auch nach Corona-Zeiten
als unerlässlich.

Am einzelnen Kind orientiert

Überdeutlich sind die Ergebnisse auch,
wenn es um die Schulkarriere der Kin-
der geht. 40 Prozent der Eltern, die sel-

ber eine Berufslehre absolviert haben,
wünschen sich, dass ihr Kind das Gym-
nasium besucht (oder mindestens ein
Kind besucht bereits das Gymnasium).
Bei Eltern (und ihren Kindern), die sel-
ber einen Hochschulabschluss haben,
liegt dieser Anteil bei fast zwei Drit-
teln (64 Prozent).

Auch mit Blick auf die Einkom-
mensklassen ist dieser Zusammenhang
deutlich: Je mehr die Eltern verdienen,
desto ausgeprägter ist in der Familie
der Wunsch, dass die eigenen Kinder
aufs Gymnasium gehen. Ganz allge-
mein aber ist an der Schule ein Lern-
umfeld gefragt, das sich am einzelnen
Schulkind orientiert.

Die Wirtschaft begrüsst das JA zum Klimaschutzgesetz.
UmNetto-Null zu erreichen, brauchen wir jetzt aber viel von allem:
> Sonnen-, Wasser-, Wind- und Kernenergie.

Mehr dazu
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Zäher Kampf
um Eigenmietwert
Differenzen im Parlament
über Schuldzinsabzug und Chalets

FABIAN SCHÄFER, BERN

Wie ein Tanz auf einem schmalen Grat:
So etwa kannman sich die Steuerreform
rund um den vielgeschmähten Eigen-
mietwert vorstellen, an der das Parla-
ment laboriert. Macht die Mehrheit
einen Schritt zu weit nach links, stürzt die
Vorlage bereits im Bundeshaus ab.Neigt
sie zu stark der anderen Seite zu, ist ein
Referendum der SP chancenreich, zumal
auch die Kantone sehr skeptisch sind.

Der Eigenmietwert stand schon oft
auf der Abschussliste der bürgerlichen
Parteien und des Hauseigentümer-
verbands. Und doch gibt es ihn immer
noch.Wer im eigenen Haus, in der eige-
nenWohnung lebt, muss ihn sich als zu-
sätzliches Einkommen anrechnen las-
sen, obwohl gar kein Geld fliesst. Fach-
leute sprechen von einem Natural-, Kri-
tiker von einem fiktiven Einkommen.
Der Knackpunkt ist immer wieder der-
selbe: Fällt der Eigenmietwert weg, müs-
sen gleichzeitig die Steuerabzüge, die mit
dem Eigenheim verknüpft sind, einge-
schränkt werden. Im Zentrum stehen die
Abzüge für Schuldzinsen, Liegenschafts-
unterhalt und Energiemassnahmen.

40 Prozent abziehen oder 70?

Im Bundeshaus besteht vor allem grosse
Uneinigkeit über den Schuldzinsabzug.
Am Dienstag hat die Wirtschaftskom-
mission des Ständerats die neusten Zwi-
schenentscheide bekanntgegeben. Sie hat
in den entscheidenden Streitpunkten an
den bisherigen Beschlüssen festgehalten.

Somit stehen sich weiterhin zwei
Varianten gegenüber, die sich in zwei
Punkten unterscheiden. Der National-
rat möchte den Schuldzinsabzug deut-
lich stärker einschränken als der Stände-
rat. Demnach könnte man Schuldzinsen
nur noch im Umfang von 40 Prozent der
steuerbarenVermögenserträge abziehen
(heute:100 Prozent plus 50 000 Franken).
Geht es hingegen nach dem Ständerat,
soll die Obergrenze bei 70 Prozent lie-
gen. In dieser Version wären somit auch
die Steuerausfälle grösser.

Der zweite Streitpunkt betrifft nicht
die Abzüge, sondern eine Grundsatz-
frage: Soll der Eigenmietwert auch für
Ferienhäuser,Chalets und andere Zweit-
wohnungen abgeschafft werden? Auch
hier ist nach den jüngsten Entscheiden
mit verhärteten Fronten zu rechnen.Der
Ständerat will Zweitwohnungen weiter-
hin von der Reform ausnehmen – aus
Rücksicht auf dieTourismuskantone, die
andernfalls mit beträchtlichenAusfällen
rechnen müssten.

Der Nationalrat hingegen verlangt
einen konsequenten Systemwechsel, um
die Steuerbürokratie nicht noch weiter
aufzublähen.Befürchtet wird zudem,dass
sich für Besitzer von Erst- und Zweit-
wohnungen neue Optimierungsmöglich-
keiten eröffnen, wenn zwei verschiedene
Regime nebeneinander bestehen.

Doch auch im Nationalrat sieht man
die Sorgen der Walliser oder der Bünd-
ner mit ihren vielen Ferienhäusern. Da-
mit sie bei einem Wegfall des Eigen-
mietwerts neue Einnahmen generieren
könnten, soll in derVerfassung dieMög-
lichkeit einer «Objektsteuer auf Zweit-
wohnungen» geschaffen werden. Die
federführenden Ständeräte wiederum
befürchten, dies dauere zu lang. Sie wol-
len die Reform deshalb im ersten Schritt
ohne die Zweitwohnungen durchziehen.

Volksabstimmung absehbar

Wie das Hin und Her endet, ist offen.
Andere Punkte sind derweil bereits be-
reinigt.Der Steuerabzug für Unterhalts-
kosten soll abgeschafft werden.Abzüge
für Energiesparen und Umweltschutz
wären bis zumErreichen der Klimaziele
weiterhin erlaubt. Und wer erstmals ein
Eigenheim kauft, soll während zehn Jah-
ren von einem neuartigen Ersterwerber-
abzug profitieren.

Der Ständerat setzt die Diskussion im
September fort.Die entscheidende Phase
dürfte 2024 kommen. Gelingt im Parla-
ment eine Einigung, hat angesichts der
finanziellen und politischen Tragweite
voraussichtlich das Volk das letzteWort.

Die Kehrseite des Erfolgs
Weil gleich drei Fussballklubs aus der Waadt aufgestiegen sind, fürchtet sich der Kanton nun vor Hooligans

ANTONIO FUMAGALLI, LAUSANNE

Eigentlich überwiegt in der Waadt ja
die Freude.Wegen derAufstockung von
zehn auf zwölf Teilnehmer und des Ab-
stiegs des FC Sion sind auf einen Schlag
drei Plätze in der obersten Fussballliga
frei geworden – und allesamt gingen sie
an Klubs aus dem grösstenWestschwei-
zer Kanton.Neben Lausanne-Sport sind
auch Yverdon und Stade Lausanne-
Ouchy in die Super League aufgestie-
gen. Als Sahnehäubchen hat es zudem
Stade Nyonnais in die zweithöchste
Spielklasse geschafft.

Doch der unerwartete Erfolg hat eine
Kehrseite – nicht auf dem Fussballplatz,
sondern in den Köpfen von Polizeikom-
mandanten und Sicherheitspolitikern.
Für Nervosität sorgen nicht etwa die
Fans der «eigenen»Mannschaften.Yver-
don und Stade Lausanne-Ouchy zogen
vergangene Saison im Mittel zwischen
1200 und 1500 Zuschauer an, und auch
das grössere Lausanne-Sport ist in einer
Stadt, in der das Eishockey dominiert,
kein eigentlicher Publikumsmagnet.

Für Kopfzerbrechen sorgen vielmehr
die Anhänger der Gästemannschaften.
Denn reisen die Fans des FC Basel, der
BernerYoung Boys oder des FC Zürich
an, kann ihreAnzahl diejenige des Gast-
gebervereins schnell übersteigen. Zu-

dem fahren in der Regel nur besonders
eingefleischte Fans zu Auswärtsspielen.

Dass Gästefans selbst in der Ferne
Radau machen können, ist naturgemäss
auch ausserhalb der Waadt bekannt. In
sämtlichen Kantonen mit Spitzenfuss-
ball kennen die Polizeikorps entspre-
chende Probleme. Doch wenn die Ver-
tretung in der Super League plötzlich
von null auf drei steigt, nimmt die Be-
lastung für die Sicherheitskräfte mit nur
wenig Vorlaufzeit massiv zu. Immerhin
weicht Yverdon für die ersten Spiele
nach Neuenburg aus, weil sein eigenes
Stadion zuerst aufgerüstet werden muss.

Vorsicht beim Spielplan

Der Waadtländer Staatsrat hat sich nun
mit dem Schweizer Fussballverband in
Verbindung gesetzt, damit dieser einen
«günstigen» Spielplan ausarbeitet. Will
heissen:Bitte keine Heimspiele gleich für
alle drei Waadtländer Klubs am gleichen
Wochenende, vor allem nicht für die bei-
den aus Lausanne. DieserWunsch dürfte
wohl erhört werden. Im Umkehrschluss
bedeutet dies aber, dass es praktisch
jedesWochenende mindestens ein Super-
League-Spiel in derWaadt geben wird.

Dies lindert die Problematik zwar, löst
sie aber nicht. Verfügt die Waadt über-
haupt über genügend Polizeikräfte, um

mindestens einmal wöchentlich rund um
die Stadien für Sicherheit zu sorgen? Im
Kantonsrat und im Stadtrat von Lausanne
ist jüngst einige Hektik ausgebrochen.

So haben Kantonsräte sämtlicher Par-
teien eine Resolution verabschiedet. Sie
verlangt vom Staatsrat, dass dieser «alles
in Bewegung setzt, um die Gewalt rund
um die Spiele der Super League zu stop-
pen».Wie dies zustande gebracht werden
soll, zählen die Parlamentarier gleich
selbst auf: Es brauche personalisierte
Tickets, die Haftungsübernahme durch
die Gästeklubs im Fall von Schäden und
Rayonverbote für notorische Hooligans.
SP-Kantonsrätin Thanh-My Tran-Nhu
hat letzteWoche zudem noch eine Inter-
pellation zum Thema eingereicht.

Der Sicherheitsvorsteher der Waadt,
Vassilis Venizelos, will nicht den Teufel
an die Wand malen. Die «sportlich un-
gemein erfreulicheAusgangslage» sei für
die Polizei aber in derTat «eine ziemliche
Herausforderung», sagt er auf Anfrage.
Man versuche, die zusätzliche Belastung
durch Absprachen mit den Gemeinde-
polizeien abzufedern. Ob das Polizei-
korps aufgestockt werden muss, könne
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht ge-
sagt werden. Jedenfalls seien bei einem
Risikospiel bis zu 150 Ordnungshüter im
Einsatz. Eine der grössten Schwierigkei-
ten waren bis anhin die Fanmärsche zwi-

schen dem Bahnhof Lausanne und den
Stadien hoch über der Stadt (Lausanne-
Sport spielt in der neuen Tuilière, Stade
Lausanne-Ouchy in der altehrwürdigen
Pontaise). Der Verkehr war dabei teil-
weise stundenlang beeinträchtigt.

Klubs an Kosten beteiligen

Venizelos fordert, dass die Gästefans in
Bussen zum Stadion gebracht werden –
so wie es auch schon 2021 zwischen der
Stadt und Lausanne-Sport vereinbart
worden war. Das Experiment wurde da-
mals allerdings nicht weitergeführt, unter
anderem weil Ultras einen Bus verwüstet
hatten.FürVenizelos ist klar, dass sich die
(Heim-)Klubs stärker als bis anhin an den
Sicherheitskosten beteiligenmüssen.Ent-
sprechende Diskussionen seien im Gang.

Der Sicherheitsvorsteher der Waadt
befürwortet auch die Einführung von per-
sonalisierten Tickets. Der Kanton könnte
eine solche Massnahme verfügen, eine
einheitliche Lösung auf nationaler Ebene
sei aber sinnvoller, so Venizelos. Danach
sieht es derzeit freilich nicht aus. Zwar
haben die kantonalen Polizei- und Justiz-
direktoren und der Fussballverband die
ID-Kontrolle erst kürzlich als mögliche
Zwangsmassnahme indenRaumgestellt –
wegen desWiderstands des Fussballklubs
aber nur als Ultima Ratio.

Die Entwicklungshilfe schürt Futterneid
Der Bund fokussiert sich in der internationalen Zusammenarbeit auf die Ukraine

DAVID BINER, BERN

Alles wie gehabt in der internationalen
Zusammenarbeit (IZA), und doch ist
alles anders:Die neue Strategie des Bun-
des, die am Dienstag in die Vernehmlas-
sung geschickt wurde, setzt in den grossen
Linien auf Kontinuität.Auch in der Peri-
ode von 2025 bis 2028 soll die Schweiz
rund um die Welt die Armut verringern,
Konflikte lösen, die Umwelt und Leben
retten. Sie tut das in ihrem eigenen In-
teresse und für fast gleich viel Geld wie
im auslaufenden Programm. 11,45 Mil-
liarden Franken sind für die anstehende
Periode vorgesehen.

Und doch hat sich die Welt seit der
Verabschiedung der letzten Strategie ver-
ändert. In der Ukraine tobt ein Krieg, der
Menschenleben fordert und viele Res-
sourcen verschlingt. Die geopolitische
Ordnung ist durcheinandergeraten, und
auch die Schweiz muss sich fragen, wie
sie sich verhalten soll. Der Druck im In-
undAusland auf den Bundesrat,mehr zu
tun für die Ukraine, nimmt nicht ab.Am
Dienstag, als Patricia Danzi, die Chefin
der Direktion für Entwicklung und Zu-
sammenarbeit (Deza), die neue IZA-
Strategie vorstellte, stand denn auch der
Vorwurf im Raum,die Schweiz mache zu
wenig für den globalen Süden – und im
Umkehrschluss zu viel für die Ukraine?

Begrenzte Mittel

Es gehört zum Paradox der Entwick-
lungszusammenarbeit und zur Logik der
begrenzten Ressourcen: Not und Leid
auf der Welt scheinen unendlich, die
Mittel aber sind begrenzt. Mehr Gelder
für die Ukraine bedeutet zwangsläufig
auch weniger für andere Weltregionen,
Afrika zum Beispiel, Südamerika oder
den Mittleren Osten. Dieser Futterneid
wird vor allem von der linken NGO-
Industrie bewirtschaftet, allen voran
Alliance Sud. «Wir setzen uns dafür
ein, dass die Schweizer Unterstützung
der Ukraine nicht von der Bevölkerung
im Globalen Süden bezahlt wird», sagt
Andreas Missbach, Geschäftsleiter von
Alliance Sud, zur neuen IZA-Strategie.

Für die Jahre 2025 bis 2028 beabsich-
tigt der Bundesrat, 1,5 Milliarden Fran-
ken aus dem IZA-Topf für die Ukraine
bereitzustellen. Davon sind 850 Millio-
nen Franken für Aktivitäten im huma-
nitären Bereich sowie für die Entwick-
lungsarbeit vorgesehen. Weiter hat die

Landesregierung vorsorglich 650 Mil-
lionen Franken für das kriegsversehrte
Land reserviert. Der Betrag entspricht
dem inflationsbereinigten Ausgaben-
wachstum für den gesamten Bereich der
internationalen Zusammenarbeit. Der
zu verteilende Kuchen wird somit nicht
grösser, die Bedürfnisse der Ukraine
hingegen schon. Dass die Deza in den
bald anderthalb Jahren seit Kriegseska-
lation noch nicht die grossen Abstriche
hat machen müssen bei anderen Projek-
ten, liegt einzig an den bisherigen Zu-
satzkrediten des Parlaments.

Bei den Ausführungen von Deza-
Direktorin Danzi wurde denn auch klar,
dass hinter den 1,5 Milliarden Franken
für die Ukraine keine Strategie, son-
dern vor allem der pure Pragmatismus
steckt. Es ist die Zahl, die die Behör-
den im zuständigen Aussen- und Wirt-
schaftsdepartement zusammenzukrat-
zen imstande waren – ohne dabei an-
dere Länder gänzlich aufzugeben. Man
sei bis dato «nirgends ausgestiegen»,

sagte Danzi, könne aber auf die steigen-
den Bedürfnisse in anderen Krisenregio-
nen nicht vollumfänglich eingehen.

Danzi erweckt den Eindruck, dass die
1,5 Milliarden Franken die Obergrenze
ist, die sie gerade noch verantworten
mag.Wie die meisten Spitzenbeamten in
Bundesbern weiss auch sie, dass es in den
kommenden Jahren nicht einfacher wird
angesichts der angespannten Finanzlage.

«Keine Wohlfühloase»

Vor allem die Erhöhung derArmeeaus-
gaben auf 1 Prozent des Bruttoinland-
produktes im Jahr 2035 und die wei-
terhin stark wachsenden Ausgaben im
sozialen Bereich brächten den Bundes-
haushalt an seine Grenzen, warnte der
Bundesrat bereits imMärz. In den kom-
menden Jahren bestehe nach wie vor ein
«beträchtlicher Konsolidierungsbedarf»,
um die Schuldenbremse auch in den Jah-
ren ab 2025 einzuhalten. Kommt dazu,
dass sich der Bundesrat unter Aussen-

minister Ignazio Cassis wohl verstärkt
amWiederaufbau in der Ukraine betei-
ligen will.DieWeltbank schätzt die Kos-
ten auf über eine Billion Franken.

Der Verteilkampf bei der internatio-
nalen Zusammenarbeit ist deshalb auch
ein Verteilkampf in der Innenpoli-
tik. Mit der neuen IZA-Strategie wird
sich das neu zusammengesetzte Par-
lament im nächsten Jahr beschäftigen.
Trotz allem könne sich das Vorgehen
der Schweiz aber nach wie vor sehen-
lassen, betonte Danzi mit Verweis aufs
Ausland. Sie kenneAmtskollegen ande-
rer Länder, die ihre Engagements in der
internationalen Zusammenarbeit teil-
weise massiv zusammenstreichen muss-
ten zugunsten der Ukraine-Hilfe. Simon
Geissbühler,Chef derAbteilung Frieden
undMenschenrechte imAussendeparte-
ment, brachte es weniger diplomatisch,
dafür umso klarer auf den Punkt: Inter-
nationale Zusammenarbeit sei keine
«Wohlfühloase». Bei 60 Gewaltkonflik-
ten weltweit gelte es sich zu fokussieren.

Die Not ist gross: ukrainische Flüchtlinge in einem Kloster imWesten des Landes. DOMINIC NAHR / NZZ


